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ANZEIGE

Sie locken mit Reichtum und bringen Ruin
Investmentbetrug im Internet nimmt zu – die Täter nutzen bereits Künstliche Intelligenz.

Kaspar Enz

Das grosse Geld liegt auf der
Strasse – zumindest, wennman
gewissenAnzeigen indensozia-
lenMedienglaubt. Strenggehei-
me Anlagetipps sind nur einen
Klick entfernt. Misstrauen ist
fehl am Platz, denn selbst pro-
minenteKöpfe versichern, dass
es funktioniert – sind sie doch
selber so reich geworden! Wie
genau,daserfahrenSie ineinem
Klick. Oder doch nicht?

Wer bei solchen angeblich
todsicheren Anlagetipps reich
wird, zeigt der Fall einer Ost-
schweizerin: 80’000 Franken
hat sie verloren.DasGeld lande-
te bei den Hintermännern von
Firmen mit ständig wechseln-
den Namen und Adressen im
Ausland. Ein typischer Fall. Wo
mit lukrativenAnlagenundweit
überdurchschnittlichen Rendi-
ten geworbenwird, sei Vorsicht
geboten, sagt ein Sprecher der
ZürcherKantonspolizei, die auf
der Website Cybercrimepolice.
ch über verschiedene Betrugs-
maschen im Internet aufklärt.
Vor allemdann,wenndieAnge-
bote von unbekannten Firmen
stammten.

EchteGeheimtippsbleiben
geheim
Der Sprecher nennt weitere In-
dizien, andenenmanbetrügeri-
sche Investmentangebote er-
kennt. Oft seien die Anzeigen
mit sprachlichen Fehlern ge-
spickt. Und schlussendlich sei
Skepsis geboten, wenn jemand
aufdieseWeisemit Insidertipps
hausiere. «Einen echten Ge-
heimtippwürdeniemandsover-
breiten», schreibt ein Sprecher
auf Anfrage.

TrotzdemistdieNeugier im-
mer wieder stärker. Doch wer
klickt und sich registriert, hat
den ersten Schritt ins Unglück
schongetan.Oft ruft schonbald
ein vermeintlicher Anlagebera-
ter an, beschreibt einMerkblatt

der Schweizerischen Kriminal-
prävention den typischen Ver-
lauf. Dieser ködert die Opfer
nach einem Muster, das an das
uralte Hütchenspiel erinnert:
Zum Ausprobieren schlägt er
einen kleinen Einsatz vor – 250
oder 500Franken.Dazu gibt es
ein Konto bei der angeblichen
Investmentfirma, auf der sich
das Geld schnell zu vermehren
scheint. Diese vermeintlichen
Renditen sollen Vertrauen auf-
bauen und dazu animieren,
mehr zu investieren. Will das
OpferdasGeldaberabheben, ist
dies plötzlich unmöglich. Der
einst nette Anlageberater er-
zählt von Börsencrashes oder
Steuern – und fordert mehr
Geld, um die Gewinne zu si-
chern.

Spätestenshierdämmert esden
Opfern, dass sie Betrügern auf-
gesessen sind. «Wer von einem
Betrug betroffen ist, soll sofort
den Kontakt zu den Betrügern
abbrechen, über seinBankinsti-
tutKonten sperrenundwomög-
lich überwiesene Zahlungen
stoppen», schreibt der Polizei-
sprecher –und rät, sofort bei der
Polizei Anzeige zu erstatten.

Rund80ProzentmehrFälle
– auchwegenKI
Der Zugriff auf die Betrüger ist
abermeist schwierig.DieTäter-
schaft sei meist im entfernten
Ausland ansässig, oft seien
internationale Ermittlungsver-
fahren nötig, um die Betrüger
ausfindig zu machen. «Dabei
zeigen nicht alle Staaten den

gleichenWillen zurZusammen-
arbeit, wie dies innerhalb von
Europa der Fall ist.»

Kommt hinzu, dass sich die
Täter vermehrt auch der künst-
lichen Intelligenz bedienen.
Laut einer Untersuchung der
Authentifizierungs-Software-
FirmaSignicatwirdKIbereits in
42 Prozent aller Betrugsversu-
che im Finanzbereich einge-
setzt. Künstliche Intelligenz er-
mögliche es Betrügern, mit
einer noch nie da gewesenen
Raffinesse zu operieren, heisst
es in dem Bericht. Der Einsatz
von KI sei mit ein Grund, wes-
halb die Zahl der Betrugsversu-
che inden letztendrei Jahrenum
80Prozent zugenommen habe.

«UnsereBankbeobachtet in
jüngster Zeit vermehrt Ver-

dachtsfälle aufOnline-Betrug»,
sagt Tina Helfenberger, Spre-
cherinderThurgauerKantonal-
bank. Die Bank nehme ihre
Sorgfaltspflichtwahrund sensi-
bilisiere ihreMitarbeitenden für
denUmgangmit solchenFällen.
Auch gebe es technische Mög-
lichkeiten, umverdächtigeZah-
lungen zu entdecken. «Bei ver-
dächtigen Zahlungsaufträgen
tritt dieKundenberaterin telefo-
nisch mit dem Kunden in Kon-
takt, bevor die Zahlung ausge-
führt wird», sagt Helfenberger.
Dabei werde der Kunde situa-
tionsgerecht nach den Hinter-
gründen gefragt und aufmögli-
che betrügerische Machen-
schaften angesprochen.

Helfenberger rät Kunden,
sich im Verdachtsfall schnellst-

möglichandieBankzuwenden,
damit die Sachegeprüft unddie
nötigenSchritte eingeleitetwer-
den können.

Prävention
istTrumpf
Allerdings ist die Chance, das
verloreneGeldzurückzubekom-
men, klein.DieFinanzinstitute,
über die dieZahlungen abgewi-
ckelt werden, können kaum
haftbar gemacht werden. Dies
zeigt auch einFall, über dender
Bankenombudsmann diesen
Frühling berichtete. Ein Mann
glaubte, über einevermeintliche
Kryptobörse per Kreditkarte
entsprechende Währungen ge-
kauft zuhaben–eshandelte sich
aber um Betrug. Grundsätzlich
sei es aber Sache des Kartenin-
habers, die Händler zu prüfen.
DieBankoderdieKreditkarten-
firma muss hingegen einen er-
teiltenAuftraggrundsätzlichab-
wickeln.

So setzen Polizei wie Bank
auf Prävention. So informieren
diemeistenBanken ihreKunden
über die Gefahren von Online-
Betrügern. Nicht nur über die
Website, sondernauchüberBro-
schürenundpersönlicheSchrei-
ben. «Ältere Kundinnen und
Kunden lädt dieBankbisweilen
zubesonderen Informationsan-
lässen ein, an denen jeweils ein
Vertreter der Kantonspolizei
Thurgau über Betrugsmaschen
und die Möglichkeiten, sich zu
schützen, aufklärt», sagt Hel-
fenberger.

Auch für die Polizei stehe
diePrävention imVordergrund.
«Die Polizeien investieren viel
in die Präventionsarbeit und
arbeiten indiesemBereich auch
mit Partnern aus dem Finanz-
bereich zusammen», sagt der
Sprecher der Zürcher Kantons-
polizei. Denn: «Der beste
Schutz ist, sichnicht auf suspek-
te oder angeblich äusserst luk-
rative Investitionsangebote ein-
zulassen. »

Regierung will Ersatzverwaltungen besser regeln
DerGemeinderat braucht eine Ersatzverwaltung, findet sie aber nicht. Das soll in Zukunft nichtmehr passieren.

Wenn der Rat einer Gemeinde
im Einzelfall nicht mehr be-
schlussfähig ist, benötigt sie
eine Ersatzverwaltung, die für
sie entscheiden kann. Dies ist
zum Beispiel der Fall, wenn ein
Grossteil der Ratsmitglieder in
den Ausstand treten muss. In
den letzten Jahrenwaren solche

Ersatzverwaltungen vermehrt
notwendig. Aktuell besteht kei-
ne Verpflichtung für Gemein-
den, dieseAufgabe zuüberneh-
men. Deshalb dauerte es in der
Vergangenheit teilweise lange,
bis eine Ersatzverwaltung ge-
fundenwerden konnte.

Regierungwill
Gemeindegesetzanpassen
Dieses Verfahren soll nun be-
schleunigtwerden, schreibt der
Kanton St.Gallen in einer Me-
dienmitteilung. Die Regierung
habe dafür eine Anpassung des
Gemeindegesetzes erarbeitet,
diedasVerfahrenbeschleunigen
soll. Diese und fünfweitereAn-
passungenamGemeindegesetz
hat sie laut Mitteilung in einer
Sammelvorlage zuhanden des
Kantonsrats verabschiedet.

Dass die Suche nach einer
Ersatzverwaltung inderVergan-
genheit teilweise sehr lange ge-

dauert hat, liegt lautMitteilung
daran,dass keinRat verpflichtet
werden kann, diese Aufgabe zu
übernehmen. In der Praxis hat
sich bewährt, den Rat einer an-
deren Gemeinde als Ersatzver-
waltung einzusetzen. Mit dem
vierten Nachtrag zumGemein-
degesetz soll das Verfahren be-
schleunigt werden, indem vor-
weg geregelt wird, welcher Rat
in solchen Fällen als Ersatzbe-
hörde eingesetzt wird.

Regierungschlägt fünf
zusätzlicheNachträgevor
In der Vernehmlassung sei von
verschiedener Seiteunter ande-
rem die Notwendigkeit einer
neuen Regelung für die Festle-
gungeinerErsatzverwaltung in-
fragegestelltworden.DieRegie-
rung legtmitdieserVorlageden-
noch eineNeuregelung vor, um
dem Auftrag des Kantonsrates
zu entsprechen.

Mit den fünf zusätzlichenNach-
trägen zum Gemeindegesetz,
diedemKantonsratunterbreitet
werden, sollen kleinere Anpas-
sungen vorgenommen werden,
heisst es in der Medienmittei-
lung. Dabei handle es sich um
Präzisierungen und Klärungen,
die inderVernehmlassungweit-
gehend unbestrittenwaren.

— Während der Covid-19-Epi-
demie war die Durchführung
von Bürgerversammlungen
nicht möglich. Neu soll im Ge-
meindegesetz geregelt werden,
dass in solchenFällendieRegie-
rung Vorschriften über die Be-
schlussfassung über Geschäfte
der Bürgerversammlung an der
Urne erlassen kann.

— Für die Geschäftsprüfungs-
kommission fehlenheute imGe-
meindegesetz Ausführungen
zum Kollegialprinzip. Es ver-

pflichtet die Mitglieder, die ge-
fasstenBeschlüsse nach aussen
mit einer Stimme zu vertreten.
Nunsoll dasKollegialprinzip im
Gemeindegesetz verankertwer-
den.

— Neu wird das Verfahren bei
unzulässigenVolksmotionen im
Gemeindegesetz festgehalten.
ImBereich der Schule sollen ei-
nige Bestimmungen über die
Schulkommissionnunauf Stufe
der Schulordnung und nicht in
derGemeindeordnunggeregelt
werden.

— Schliesslich sollen die Rege-
lungen für Vereinbarungen der
Gemeinden über die Zusam-
menarbeitmit anderenGemein-
wesen so angepasst werden,
dass diese neu auch auf die Zu-
sammenarbeit mit ausländi-
schen Gemeinwesen angewen-
det werden können. (pd/hol)

Neues Konsulat
für St.Gallen
Wittenbach Nach fast einem
Jahrzehnt Unterbruch gibt es
wieder einösterreichischesHo-
norarkonsulat für die Kantone
St.Gallen und beide Appenzell.
Der vorherige Honorarkonsul
FredmundMalikhatte seinAmt
2015 niedergelegt. In dessen
Fussstapfen tritt nun Christian
Brenner. Er ist in Wien aufge-
wachsen, hat Publizistik und
Kommunikationswissenschaf-
ten studiert und ist Geschäfts-
führer von Philoro Schweiz so-
wie Verwaltungsrat mehrerer
Firmeneinheiten. Zudem ist er
Gastdozent an der Universität
St.Gallen und Mitglied mehre-
rerHandelsausschüsseder IHK.
Das Konsulat befindet sich in
Wittenbach an der St.Galler-
strasse 4, im Ankaufszentrum
vonPhiloroSchweiz.Eserbringt
wichtige administrativeDienst-
leistungenundübernimmteine
repräsentative und unterstüt-
zende Rolle im diplomatischen
Dienst fürÖsterreich. (pd/hol)
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